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Verbilligte Vermietung an Angehörige 
 
 
Häufig steht bei Mietverträgen mit Angehörigen (z. B. bei Ehegatten, Lebenspartnerschaften, 
Kindern, Eltern) die vereinbarte Miete in einem Missverhältnis zur ortsüblichen Miete, wobei 
sich dann die Frage stellt, ob das Mietverhältnis überhaupt steuerlich anzuerkennen ist. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist bei Vermietung an Angehörige das 
Mietverhältnis grundsätzlich auch dann steuerlich wirksam, wenn die vereinbarte Miete unter 
der ortsüblichen Miete (Mietpreisspanne, Mietspiegel) liegt. 
 
Liegt die vereinbarte Wohnungsmiete unterhalb der ortsüblichen Miete (einschließlich der 
umlagefähigen Kosten), gilt Folgendes: 
 
� Beträgt die Miete mindestens 75 % der ortsüblichen Miete, sind die Werbungskosten 

grundsätzlich in voller Höhe zu berücksichtigen. 
� Bei einer Miete von weniger als 75 %, aber mindestens 56 % der Marktmiete (siehe 

§ 21 Abs. 2 EStG) wird der Werbungskostenabzug von der Prüfung der Einkunfts-
erzielungsabsicht abhängig gemacht; nur bei einer positiven Überschussprognose ist 
eine ungekürzte Berücksichtigung der Werbungskosten möglich. 

� Bei negativer Überschussprognose – oder bei einer vereinbarten Miete unterhalb von 
56 % - wird der Werbungskostenabzug anteilig gekürzt: Beträgt die Miete z. B. ein 
Viertel der Marktmiete, kann dann auch nur ein Viertel der Werbungskosten geltend 
gemacht werden, wobei die Mieteinnahmen in der tatsächlichen Höhe anzusetzen sind. 

 
Die Finanzverwaltung nimmt eine (anteilige) Kürzung der Werbungskosten auch dann vor, 
wenn es aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht möglich ist, die vereinbarte Miete 
zu erhöhen, um die oben genannten Grenzen einzuhalten. 
 
Am 23.09.2011 haben Bundestag und Bundesrat dem Steuervereinfachungsgesetz 2011 
zugestimmt. Ab 01.01.2012 gilt somit nur noch eine Grenze von 66 %. Liegt die Miete 
darüber sind die Werbungskosten grundsätzlich in voller Höhe zu berücksichtigen. Bei 
Unterschreiten der Grenze ist der Werbungskostenabzug wiederum anteilig zu kürzen. Die 
Notwendigkeit einer Totalüberschussprognose entfällt ab 2012. 
 
Bis zum Jahresende sollte geprüft werden, ob bestehende Mietverträge angepasst werden 
können, damit ab 2012 ein ungekürzter Werbungskostenabzug möglich ist. Insbesondere 
sollten Verträge überprüft werden, in denen derzeit eine Miete zwischen 56 % und 66 % der 
Vergleichsmiete vereinbart ist. 
 
 
 


